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Olchinger Schwarzbau: Genehmigung für
Pool und Wintergarten abgelehnt

Ein Olchinger Bauherr errichtete illegal einen Pool und
Wintergärten. Nun droht der Abriss wegen fehlender

Genehmigungen.

In Olching sorgt ein Bauvorhaben, das ohne notwendige
Genehmigungen realisiert wurde, für erhebliche Aufregung. Ein
Grundstücksbesitzer hat einen Swimmingpool, Wintergärten,
eine Terrassenüberdachung sowie einen Geräteraum für
Fahrräder und Geräte errichtet, ohne die erforderlichen
behördlichen Genehmigungen einzuholen. Diese Situation ist
nicht nur rechtlich problematisch, sondern auch ein Grund für
ein intensives Engagement der politischen Gremien der Stadt.

Die CSU-Fraktion hat sich in einer Sitzung des Olchinger
Ferienausschusses eindeutig gegen das Bauvorhaben
ausgesprochen. Maria Hartl, ein Mitglied dieser Fraktion, äußerte
ihren Unmut über den Umstand, dass Einzelne einfach „machen,
was sie wollen“, und betonte, dass dies die Regelbefolgenden
benachteilige. Dieses Gefühl der Ungerechtigkeit ist unter den
Ausschussmitgliedern weit verbreitet.

Ausschuss berät über nicht genehmigte
Anbauten

Der Ferienausschuss beschäftigte sich in seiner Sitzung mit den
nicht genehmigten Anbauten, die um ein neu errichtetes
Gebäude an der Firmstraße entstanden sind. Nach den
Feststellungen des Landratsamtes Fürstenfeldbruck, welches die
Schwarzbauten im Rahmen einer Baukontrolle entdeckte, wurde



der Bauherr aufgefordert, einen Bauantrag einzureichen. Dieser
Aufforderung kam der Eigentümer nach, jedoch zeigt sich der
Ferienausschuss wenig gesprächsbereit, was die nachträgliche
Genehmigung angeht.

Bauamtsleiter Markus Brunnhuber stellte klar, dass die
Genehmigung der Anbauten nicht erteilt wurde. Um eine
Genehmigung zu erhalten, müsste der Bauherr die Struktur auf
die zulässigen Maßstäbe zurückbauen. Dies könnte unter
Umständen den Abriss der illegalen Bauten zur Folge haben.

Was passiert mit dem Pool?

Ein zentrales Thema in der Diskussion war der illegale
Swimmingpool. Marina Freudenstein von den Grünen fragte
nach den weiteren Schritten, insbesondere, ob der Pool
möglicherweise zugeschüttet werden müsse. Brunnhuber
antwortete, dass dies wahrscheinlich der Fall sein werde. Dies
führte zu weiteren Nachfragen über mögliche Baumfällungen,
die im Zusammenhang mit dem Bau stehen könnten, was
jedoch nicht eindeutig beantwortet werden konnte.

Die mögliche Strafe für den Bauherrn ist ebenfalls ein wichtiger
Aspekt dieser Diskussion. CSU-Stadtrat Andreas Hörl erkundigte
sich nach der Möglichkeit, Strafgebühren zu verhängen, und
machte deutlich, dass der Fall durch die Schwere der Verstöße
als massiv eingeschätzt wird. Bauamtsleiter Brunnhuber äußerte
die Vermutung, dass ein gewisses Maß an Vorsatz dafür spricht,
dass die Bauten unrechtmäßig errichtet wurden. Die endgültige
Entscheidung liegt jedoch beim Landratsamt, welches darauf
hinweist, dass der Fall derzeit geprüft wird.

Es wird allgemeinhin erwartet, dass je nach Schwere des
Verstoßes auch ein Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet
werden könnte. Der Druck auf den Bauherrn wächst und die
Thematik wirft grundlegende Fragen zur Einhaltung von
Bauvorschriften auf, welche nicht nur für Olching, sondern für
die gesamte Region von Bedeutung sind.



Ein Problem, das größere Dimensionen
annimmt

Die Situation zeigt deutlich, wie wichtig die Einhaltung von
Baurecht und -vorschriften ist. Bei der Errichtung von Gebäuden
sind Genehmigungen unerlässlich, um sicherzustellen, dass alle
Sicherheitsstandards eingehalten werden. Illegale Bauprojekte
gefährden nicht nur die rechtlichen Grundlagen, sondern können
auch potenzielle Sicherheitsrisiken zu Tage fördern.

Diese Entwicklungen in Olching stehen exemplarisch für ein
größeres Problem im Umgang mit Bauvorschriften in vielen
Gemeinden. Der Fall erinnert an die Notwendigkeit, dass alle
Bürger, egal wie klein oder groß das Bauvorhaben ist, sich an
die Regeln halten müssen. Es ist eine grundlegende Frage des
Respekts gegenüber der Gemeinschaft und den bestehenden
Gesetzen, die eine geordnete Stadtentwicklung gewährleisten.

Rechtliche Grundlagen für
Baugenehmigungen

In Deutschland unterliegen Bauprojekte strengen Vorschriften,
die in den jeweiligen Landesbauordnungen festgelegt sind.
Diese Vorschriften zielen darauf ab, die Sicherheit, die Umwelt
und die Nachbarschaft zu schützen. Vor allem § 62 der
Bayerischen Bauordnung (BayBO) verlangt, dass bestimmte
Bauvorhaben—wie Anbauten und Änderungen an bestehenden
Gebäuden—einer Genehmigung bedürfen. Chancengleichheit
und transparente Verfahren sind essenziell, weswegen in den
meisten Fällen der Bauherr vor Baubeginn einen Bauantrag
einreichen muss. Bei Missachtung dieser Vorschriften können
nicht nur Bußgelder drohen, sondern auch der Rückbau
unrechtmäßig errichteter Gebäude.

Konsequenzen von Schwarzbauten

Die Errichtung von Schwarzbauten kann erhebliche rechtliche



Konsequenzen nach sich ziehen. Oftmals fordern Bauämter die
Rückbauverpflichtung, was bedeutet, dass die illegal errichteten
Gebäude auf Kosten des Bauherrn beseitigt werden müssen.
Des Weiteren kann das Ordnungsamt ein Verfahren einleiten,
welches mit hohen Geldbußen verbunden sein kann. Die genaue
Höhe der Strafe orientiert sich unter anderem an der Schwere
des Verstoßes und dem entstandenen Schaden. Laut
Informationen des Deutschen Städtetags lassen sich die
finanziellen Folgen eines Schwarzbaus nur schwer abschätzen,
da sie je nach Bundesland und Einzelfall variieren. Es wird
empfohlen, immer rechtzeitig eine Genehmigung einzuholen,
um rechtliche und finanzielle Risiken zu vermeiden.

Öffentliche Wahrnehmung und
Nachbarschaftsrechte

Die Empörung über Schwarzbauten ist in vielen Gemeinden
groß, da solche Bauprojekte oft nicht nur die Nachbarn, sondern
die gesamte Gemeinde betreffen. Wenn ein Bauherr bewusst
gegen Vorschriften verstößt, führt dies häufig zu Spannungen
innerhalb der Nachbarschaft. Anwohner fühlen sich in ihren
Rechten verletzt, insbesondere wenn sie sich an die geltenden
Vorschriften gehalten haben. In vielen Fällen gibt es dann auch
übereinstimmende Forderungen nach strengen Sanktionen und
mehr Kontrolle durch die Behörden. Um das
Gemeinschaftsgefühl und den sozialen Frieden zu wahren, ist es
wichtig, dass sich alle an die vereinbarten Regeln halten. 

Statistische Erhebungen zu illegalen
Bauten

Laut einem Bericht des Statistischen Bundesamtes gab es im
Jahr 2022 über 1.800 Meldungen zu illegalen Bauvorhaben in
Bayern, was einen Anstieg von 15 % im Vergleich zu 2021
darstellt. Diese Zahl zeigt, dass das Problem von Schwarzbauten
zunehmend in den Fokus der Öffentlichkeit rückt. Während
städtische Gebiete besonders betroffen sind, treten auch in



ländlichen Regionen vermehrt Fälle von ungeplanten
Bauvorhaben auf. Dies kann auf den bestehenden
Wohnungsmangel und die steigenden Baukosten zurückgeführt
werden. 

Die konsequente Verfolgung von Schwarzbauten ist daher nicht
nur eine Frage des Rechts, sondern auch eine Maßnahme, um
das Vertrauen der Bürger in die Rechtsordnung
aufrechtzuerhalten und die Lebensqualität in den Gemeinden zu
sichern.
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